
 

Deutsche Bundesbank, Servicezentrum Finanzsanktionen  ... 
Ludwigstraße 13, 80539 München, Telefon: 089 2889-3800,Telefax: 069 709097-3800 
sz.finanzsanktionen@bundesbank.de, www.bundesbank.de, SWIFT: MARK DE FF V

or
dr

. 1
02

8 
 (P

C
)  

  0
1.

17
 

Hinweis: Vorherige Verlautbarung der 
Bundesbank zu Finanzsanktionen: 
Rundschreiben Nr.12/2018 

 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
26. Februar 2018 

Rundschreiben Nr. 13/2018 
 
 
 
 
 
 
 
An alle 
Kreditinstitute 
 
 
 
 
 
Finanzsanktionen gegen Belarus 
Verordnung (EU) 2018/275 des Rates vom 23. Februar 2018 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
mit Verordnung (EU) 2018/2751 (Anlage) hat der Rat der Europäischen Union in Artikel 1b der 

Verordnung (EG) Nr. 765/20062 (Sanktionsregime Belarus) einen Ausnahmetatbestand zur 
Genehmigung der Bereitstellung von Finanzmitteln oder Finanzhilfen im Zusammenhang mit 
den in Anhang V aufgeführten Sportwaffen aufgenommen.  
 
Mit diesem Rundschreiben ist keine Abfrage gesperrter Vermögenswerte verbunden. Eine 
Rückmeldung ist daher nicht erforderlich. Die Verpflichtung aus Artikel 5 Abs. 1 der Verord-
nung (EG) Nr. 765/2006 bleibt unberührt. 
 

_____________ 
1
 Verordnung (EU) 2018/275 des Rates vom 23. Februar 2018 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 765/2006 

über restriktive Maßnahmen gegen Belarus  
2
 Verordnung (EG) Nr. 765/2006 des Rates vom 18. Mai 2006 über restriktive Maßnahmen gegen Belarus 
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Wir haben die Rechtsakte zu Finanzsanktionen auf folgender Website der Deutschen Bundes-
bank unter dem jeweiligen Sanktionsregime eingestellt: 
 
http://www.bundesbank.de/Navigation/DE/Service/Finanzsanktionen/finanzsanktionen.html 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Deutsche Bundesbank 
Hauptverwaltung in Bayern 
Mayrhofer Stange 
 
 
 
Anlage

 



II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) 2018/275 DES RATES 

vom 23. Februar 2018 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 765/2006 über restriktive Maßnahmen gegen Belarus 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 215, 

gestützt auf den Beschluss 2012/642/GASP des Rates vom 15. Oktober 2012 über restriktive Maßnahmen gegen 
Belarus (1), 

auf gemeinsamen Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik und der Europäischen 
Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 765/2006 des Rates (2) ist es verboten, Ausrüstung, die zur internen Repression 
verwendet werden kann, an Personen, Organisationen oder Einrichtungen in Belarus oder zur Verwendung in 
Belarus auszuführen sowie im Zusammenhang damit technische Hilfe oder Vermittlungsdienste zu erbringen und 
Finanzmittel oder Finanzhilfe bereitzustellen. 

(2) Mit der Verordnung (EG) Nr. 765/2006 werden die im Beschluss 2012/642/GASP vorgesehenen Maßnahmen 
umgesetzt. 

(3) Der Beschluss (GASP) 2018/280 des Rates (3) zur Änderung des Beschlusses 2012/642/GASP sieht Ausnahmen 
vom Verbot der Ausfuhr bestimmter Arten von Kleinkalibersportgewehren, Kleinkalibersportpistolen und 
Kleinkalibermunition und vom Verbot der diesbezüglichen Hilfe oder Dienste vor; gleichzeitig wird anerkannt, 
dass die Ausfuhr solcher Ausrüstung begrenzt werden sollte. 

(4) Die Verordnung (EG) Nr. 765/2006 sollte daher entsprechend geändert werden. 

(5) Diese Verordnung berührt nicht die Lizenzanforderungen gemäß der Verordnung (EU) Nr. 258/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (4). 

(6) Damit die Wirksamkeit der in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen gewährleistet ist, sollte diese 
Verordnung sofort in Kraft treten — 

24.2.2018 L 54/1 Amtsblatt der Europäischen Union DE     

(1) ABl. L 285 vom 17.10.2012, S. 1. 
(2) Verordnung (EG) Nr. 765/2006 des Rates vom 18. Mai 2006 über restriktive Maßnahmen gegen Belarus (ABl. L 134 vom 20.5.2006, 

S. 1). 
(3) Beschluss (GASP) 2018/280 des Rates vom 23. Februar 2018 zur Änderung des Beschlusses 2012/642/GASP über restriktive 

Maßnahmen gegen Belarus (siehe Seite 16 dieses Amtsblatts). 
(4) Verordnung (EU) Nr. 258/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. März 2012 zur Umsetzung des Artikels 10 des 

Protokolls der Vereinten Nationen gegen die unerlaubte Herstellung von Feuerwaffen, dazugehörigen Teilen und Komponenten und 
Munition und gegen den unerlaubten Handel damit, in Ergänzung des Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen die grenzüber­
schreitende organisierte Kriminalität (VN-Feuerwaffenprotokoll) und zur Einführung von Ausfuhrgenehmigungen für Feuerwaffen, 
deren Teile, Komponenten und Munition sowie von Maßnahmen betreffend deren Einfuhr und Durchfuhr (ABl. L 94 vom 30.3.2012, 
S. 1). 

Anlage



HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EG) Nr. 765/2006 wird wie folgt geändert:  

1. In Artikel 1a werden folgende Absätze angefügt: 

„(5) Abweichend von Absatz 1 können die in Anhang II aufgeführten zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
unter den ihnen angemessen erscheinenden Bedingungen den Verkauf, die Lieferung, die Weitergabe oder die Ausfuhr 
der in Anhang V aufgeführten Sportgewehre, Sportpistolen und ihrer Munition, die auch den Spezifikationen im 
Leitfaden für die Ausrüstungskontrolle („Equipment Control Guide“) des Internationalen Schiess-Sportverbands  
(International Shooting Sport Federation) entsprechen, genehmigen, wenn diese Behörden festgestellt haben, dass die 
betreffende Ausrüstung ausschließlich zur Verwendung bei Sportveranstaltungen und beim Sporttraining gemäß den 
Vorgaben des Internationalen Schiess-Sportverbands bestimmt ist. 

(6) Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission mindestens zehn 
Tage im Voraus, seine Absicht mit, eine Genehmigung nach Absatz 5 zu erteilen, einschließlich der Art und Menge 
der Ausrüstung und deren Verwendungsweck.“  

2. In Artikel 1b werden folgende Absätze angefügt: 

„(5) Abweichend von Absatz 1 können die in Anhang II aufgeführten zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
unter den ihnen angemessen erscheinenden Bedingungen die unmittelbare oder mittelbare Erbringung von 
technischer Hilfe oder Vermittlungsdiensten und die unmittelbare oder mittelbare Bereitstellung von Finanzmitteln 
oder Finanzhilfen im Zusammenhang mit den in Anhang V aufgeführten Sportgewehren, Sportpistolen und ihrer 
Munition, die auch den Spezifikationen im Leitfaden für die Ausrüstungskontrolle („Equipment Control Guide“) des 
Internationalen Schiess-Sportverbands (International Shooting Sport Federation) entsprechen, genehmigen, wenn 
diese Behörden festgestellt haben, dass die betreffende Ausrüstung ausschließlich zur Verwendung bei Sportverans­
taltungen und beim Sporttraining gemäß den Vorgaben des Internationalen Schiess-Sportverbands bestimmt ist. 

(6) Der betreffende Mitgliedstaat setzt die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission mindestens zehn Tage vor 
Erteilung einer Genehmigung nach Absatz 5 von seiner Genehmigungsabsicht in Kenntnis, einschließlich der Art der 
diesbezüglichen Hilfe oder Dienste.“  

3. Der Text im Anhang dieser Verordnung wird als Anhang V angefügt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 23. Februar 2018. 

Im Namen des Rates 

Die Präsidentin 
E. ZAHARIEVA  
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ANHANG 

„ANHANG V 

Sportgewehre, Sportpistolen und Munition gemäß Artikel 1a Absatz 5 und Artikel 1b Absatz 5, die ausschließlich zur 
Verwendung bei Sportveranstaltungen und beim Sporttraining, bestimmt sind: 

ex 9303 30 Sportgewehre Kaliber.22 Zoll 

ex 9302 Sportpistolen Kaliber.22 Zoll 

ex 9306 30 10 Munition für Sportpistolen Kaliber.22 Zoll 

ex 9306 30 90 Munition für Sportgewehre Kaliber.22 Zoll.“    
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